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Chalet in Gstaadmacht
viele Reiche zu Bernern
Rating InBern leben26der300
reichstenSchweizer.Was auffällt:
Viele sind internationaleUnterneh-
mermit einemWohnsitz in
Gstaad. Seite 3

Der ungewöhnliche
Weg desAndreasAebi
Politik DieBundeshaus-Karriere des
höchstenSchweizers begannziem-
lichunkonventionell:AndreasAebi
wusste zuerst garnicht,dass er für
denNationalrat nominiert ist. Seite 9
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Viele Wolken machen heute
der Sonne Konkurrenz. Mit
Bise ist es kühl.

Im Laufe des Donnerstags
zeigen sich sonnige
Abschnitte.

-1° 3°

0° 2°

Leiterin verlässt
Schulamt in Probezeit
Stadt Bern Nach einem knappen
Jahr tritt die Leiterin des Schul-
amts,Anna Bütikofer, zurück. Sie
tut dies nach einem turbulenten
Jahr für das Schulamt,mit Coro-
na-bedingten Schulschliessun-
gen und anhaltenden Problemen
mit «base4kids». Seite 5

Der Gemeinderat
hat sich verspekuliert
Kirchlindach Der Gemeinderat
wollte die Gemeindeversamm-
lung mit zwei heissen Traktan-
den unbedingt durchführen.
Doch die knapp 200 Anwesen-
den stimmten wegen der Coro-
na-Situation für einen vorzeiti-
gen Abbruch. Seite 6

Der ersteWinter
der Sommerlinden
Belp Im vergangenen Frühjahr
wurde die alte Kastanienallee bei
der Campagne Oberried gefällt.
Das sorgte für Kritik. Nun wur-
den 36 Sommerlinden gesetzt.
Auch derWeg und derTeichwur-
den erneuert. Seite 6

SanftesWachstum zum
zweitenDorfzentrum
Biglen Auf dem Bahnhofareal
sollen rund 40 neueWohnungen
entstehen. Das Stimmvolk muss
abervomGemeinderat nochvom
Überbauungsprojekt überzeugt
werden. Seite 7

Heute
Reto Kirchhofer

EswarenWorthülsen, die der SC
Bern gestern in seinemCommu-
niqué verbreitete: «Don Nach-
baur hat dem SCB mitgeteilt,
dass er sein Amt als Headcoach
aus persönlichen Gründen per
sofort niederlegt. Der SCB be-
dauert den Rücktritt seinesTrai-
ners sehr.» Ob tatsächlich Nach-
baur den entscheidenden Schritt

in RichtungTrennung ging, darf
bezweifelt werden. Mit Sicher-
heit hält sich beim SC Bern das
Bedauern in Grenzen. Der Trai-
ner war chaotisch und der Auf-
gabe SCB nicht gewachsen. Sei-
ne Wahl stellt Geschäftsführer
Marc Lüthi und Sportchefin Flo-
rence Schelling ein schlechtes
Zeugnis aus. Allerdings ist mit
Nachbaurs Abgang das grösste
Problem beim SCB nicht gelöst.

Seit Monaten herrscht in der
Postfinance-Arena dicke Luft –
was nicht nurmit den Folgen der
Pandemie zu tun hat. Das Klima
ist geprägt von Unzufriedenheit
und Ränkespielen. In einem sol-
chen Umfeld wird es auch für
Mario Kogler schwierig werden,
das Team auf Kurs zu bringen.
Der 33-jährige Österreicher
übernimmt ad interim. ZurTrai-
nercrew stossen der frühere

SportchefAlex Chatelain und Ex-
NHL-SpielerMark Streit. «Wenn
wir Schwein haben, ist Kogler ein
Hansi Flick», sagt Lüthi. DerCEO
erinnert an den Trainer des FC
Bayern, der in München ad inte-
rim übernommen hatte und die
Equipe zu drei Titeln führte.
Sportlich ist der Vergleich nicht
zulässig – in Bezug auf den Ruf
der Bayern als «FC Hollywood»
schon eher. Seite 15

SC Bern: Der überforderte
Trainer geht, die Unruhe bleibt
Eishockey Mit der Trennung von Don Nachbaur endet in Bern ein Missverständnis.
Doch der Headcoach war und ist nicht das grösste Problem beim SCB.

Stadt Bern Soll dasTierpark-Restaurant saniert undausgebautwerden?Ersteres ist unbestritten,dochder
Erweiterungsausbau für3,7MillionenFrankenwird imStadtrat zu redengeben–etwa,weil erAussenplätze
verdrängenundunpassendeNutzungen insDählhölzli bringenwürde. (hae) Seite 5 Foto: Christian Pfander

Die Erweiterung des Dählhölzli-Restaurants stösst auf Kritik

Wahlen Stadt Bern Nach ihrer ek-
latantenNiederlage bei den Ber-
ner Stadt- und Gemeinderats-
wahlen bleibt die FDP ohne Re-
gierungsbeteiligung und kommt
gemeinsam mit dem Jungfrei-
sinn im 80-köpfigen Parlament
nur noch auf 8 Sitze. Spätestens
nach der erneuten Wahlnieder-
lage scheint klar: Der konserva-
tive Kurs und die Partnerschaft
mit der SVP im bürgerlichen

Bündnis, welche die FDP unter
Parteipräsident Christoph Zim-
merli und Fraktionschef Bern-
hard Eicher verfolgten, sind ge-
scheitert. Will die FDP in der
«linksten Stadt der Schweiz»
wieder Regierungsverantwor-
tung übernehmen,muss die Par-
tei ihrem progressiven, sozial-
liberalen Flügel im Stadtrat fol-
gen und sich gegen dieMitte hin
orientieren. (bit) Seite 4

Nach demDebakel muss
die FDP über die Bücher

Corona Die Risikogruppen zu-
erst: So lautet verkürzt die Stra-
tegie des Bundes für die erste
Phase der Corona-Impfungen.
Vorrang haben Menschen über
65 und solchemitVorerkrankun-
gen sowie das Gesundheitsper-
sonal. Allerdings: Entgegen der
Strategie des Bundeswill sich ak-
tuell nur jeder Zweite gegen Co-
rona impfen lassen. Skeptisch
sind vor allem Frauen und Jun-

ge. «Wenn eine Impfung Men-
schen aus der Risikogruppe vor
schweren Krankheitsverläufen
schützt,werden die Intensivsta-
tionen entlastet», erklärt Chris-
toph Berger, Leiter derEidgenös-
sischen Impfkommission. Eine
Impfpflicht wäre derzeit nicht
mehrheitsfähig. Eine solche ist
aber auch nicht geplant,wie Ge-
sundheitsminister Alain Berset
bekräftigte. (red) Seite 10

Impfstrategie ist da,
doch die Skepsis wächst

Bern Vor ziemlich genau sieben
Jahren reichte Nationalrätin Ka-
thrin Bertschy von den Grünli-
beralen ihren Vorstoss für eine
Ehe für alle ein.AmDienstag hat
die Vorlage die entscheidende
Hürde genommen: Der Stände-
rat sagt knapp Ja zumneuen Ge-
setz. Widerstand gegen die Ehe
für alle kam vorab aus den kon-
servativen Kantonen.

Für die Initiantinnen der Ehe
für alle war gestern ein histori-
scher Tag. Seit der Lancierung
des heftig umstrittenen Themas
haben sich Gesellschaft und Poli-
tik fundamental gewandelt.
«Und jetzt ist dieserWandel so-
gar im Ständerat angekommen»,
sagt Bertschy. «Wenn auch ziem-
lich knapp.» (los) Seite 11

Die Ehe für alle
erhält den Segen
des Parlaments

Kanton Bern Zur illegalenAblage-
rung von Gleisschotter im Stein-
bruchMitholzwird es keine par-
lamentarische Untersuchungs-
kommission (PUK) geben. Der
Grosse Rat hat am Dienstag
einen entsprechenden Vorstoss
der Grünen deutlich abgelehnt.
Der Tenor im Rat lautete, dass
auch die Geschäftsprüfungskom-
mission (GPK) die Untersuchung
durchführen könne. Denn auch
sie habe weitreichende Kompe-
tenzen. Dieser Meinung ist auch
Fritz Ruchti, Vizepräsident der
GPK. Er stellt im Interview in
Aussicht, dass seine Kommission
das Geschäft seriös und in aller
Tiefe angehen werde. «Wir wol-
len uns imNachhinein nicht den
Vorwurf gefallen lassen, dasswir
gesagt hätten, wir könnten die
Sache stemmen und hätten dann
unsaubereArbeit gemacht», sagt
Ruchti. Für die Untersuchung
wird die GPK eine zusätzliche
Person engagieren. Zudem
mussten sich die Geschäftslei-
tungsmitgliederverpflichten, die
Arbeit zu Ende zu führen. Ruch-
ti erwartet die Resultate noch im
nächsten Jahr. (mab) Seite 2+3

Keine PUK
für Blausee

Ausländische Fahrende Die Junge
SVP erleidet Schiffbruch, das
Verwaltungsgericht weist ihre
Beschwerde gegen den Urnen-
gang vom 9. Februar ab. Die Ber-
nerinnen und Berner hatten da-
mals 3,3 Millionen Franken für
denTransitplatzWileroltigen be-
willigt – unter falschen Voraus-
setzungen, wie die Jungpartei
moniert. ZuUnrecht, hält das Ge-
richt nun fest. (skk) Seite 2

Junge SVP
blitzt mit ihrer
Beschwerde ab
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Interview Marius Aschwanden

Herr Ruchti, die Geschäfts
prüfungskommission (GPK)
hat extra für die Blausee
Untersuchung personell
aufgerüstet.Weshalb?
Fritz Ruchti: Unser Sekretariat
hat schlicht nicht genügend
Kapazitäten, um die anstehen
den Arbeiten seriös anzugehen.
Nach dem heutigen Entscheid
des Grossen Rates können wir
nun Nägel mit Köpfen machen
und eine zusätzliche Person an
stellen, die uns rasch zur Verfü
gung stehen wird. Es handelt
sich dabei um einen Kenner der
kantonalen Parlamentsbetriebe.
Man muss schon sehen: Wenn
man diese Untersuchung seriös
durchführenwill,wird vielArbeit
auf uns zukommen. Insbeson
dere in der Anfangsphase.

Weshalb insbesondere
in derAnfangsphase?
Manmuss viele Einladungen für
Anhörungen schreiben, Doku
mente organisieren und andere
administrative Arbeiten erledi

gen.Hinzu kommt, dass die GPK
normal weiterfunktioniert. Wir
haben neben dem Blausee noch
andere Geschäfte, diewir betreu
en. Jetzt kommt einfach einwei
teres dazu.

Wäre es also nicht
sinnvoller gewesen, eine
parlamentarische
Untersuchungskommission
(PUK) einzusetzen, sodass die
GPK entlastetwürde?
Nein, dieser Meinung bin ich
nicht. Wir haben die Sache in
tern diskutiert und eine Sonder
kommission gebildet, der die
gesamte GPKGeschäftsleitung
angehört. Die Mitglieder muss
ten sich verpflichten, dass sie die
laufende Legislatur zu Ende füh
ren werden und genügend Zeit
für die Untersuchung aufwenden
können.Wir sind bereit.

Weshalb hat sich die
Geschäftsprüfungskommission
also gegen eine PUK
ausgesprochen?
Für die Installation einer PUK
hätte die Zeit in dieser Session
schlicht nicht gereicht. Bei der
ersten und einzigen PUK im
Kanton Bern vor zehn Jahren
dauerte es über eine Woche, bis
der Grosse Rat über die Details
befinden konnte. Die Beschluss
fassung hätte diesmal somit in
dieMärzsessionverschobenwer
den müssen. Die GPK kann hin
gegen sofort beginnen, wir sind
agiler. Kommt hinzu, dass wir
viel Erfahrungen mit kantons
nahen Unternehmen wie BLS

Blausee-Bericht soll im nächsten Jahr vorliegen
Interview zum Lötschbergschotter Bei der Aufarbeitung des Umweltskandals Blausee setzt das Parlament
auf die Geschäftsprüfungskommission. Vizepräsident Fritz Ruchti über die grössten Herausforderungen.

Fritz Ruchti, Vizepräsident der Geschäftsprüfungskommission, will die Blausee-Untersuchung rasch angehen. Foto: Nicole Philipp

«Für die
Installation einer
PUK hätte die
Zeit in dieser
Session schlicht
nicht gereicht.»
Fritz Ruchti
Vizepräsident der
Geschäftsprüfungskommission

DieAbstimmung vom 9. Februar
ist gültig, der Transitplatz für
ausländische Fahrende an der
Autobahn beiWileroltigen kann
gebautwerden. LetzteWoche hat
das Verwaltungsgericht die Be
schwerde der Jungen SVP gegen
den kantonalen Urnengang ab
gewiesen und so den Kampf der
Partei gegen das Ja zum 3,3Mil
lionenKredit abrupt beendet.
Das bestätigen die CoPräsi
denten Adrian Spahr und Nils
Fiechter auf Anfrage.

Die JSVP wird auf einen Wei
terzug ans Bundesgericht ver
zichten. Mit dem vorliegenden
Urteil habe sich bereits ein höhe
res Gericht mit der Abstimmung
befasst. Die Richter in Lausanne
würden bei dieser Ausgangslage
«nur bei offensichtlichen Sach
verhaltsmängeln einschreiten»,
den Sachverhalt also «nur auf
Willkür prüfen».

Umstrittenes Polizeigesetz
Ihre Beschwerde hatte die Jung
partei erst knapp drei Monate
nach demkantonalenUrnengang
erhoben. Sie bezog sich dabei auf
einenEntscheid, den die Bundes
richter in anderer Sache gefällt
hatten: Ende April strichen sie
aus dem neuen kantonalen Poli
zeigesetz vier umstrittene Arti
kel. Diese hätten der Polizei er
laubt, ausländische Fahrende
ohne rechtliches Gehör innerhalb
von 24 Stunden von einem Hal
teplatz auf privatemoder öffent
lichem Grund wegzuweisen.

In ihrer Beschwerde zum Kre
dit hielt die JSVP fest, dass Politi
ker im Vorfeld der Abstimmung
nur zu gern just mit dem neuen
Polizeigesetz für ein Ja geworben
hätten.DievierArtikel,habe esge
heissen,könntennurdanngriffig
angewandt werden, wenn der
KantondenFahrenden eine lega
leAlternative anbietenkönne.Den
Halteort beiWileroltigen eben.

Doch nun könnten dieArtikel
gar nicht in Kraft treten.Die Ber
nerinnen und Berner hätten des
halb unter falschen Vorausset
zungen abgestimmt.DerUrnen
gang sei für ungültig zu erklären.

Nicht die zentrale Rolle
Das Verwaltungsgericht sieht es
anders. Esweist die Beschwerde
mit derBegründung ab, das Poli
zeigesetz habe imAbstimmungs
kampf gar nicht die zentrale Rol
le gespielt, die ihm die JSVP zu
spreche. Zwar sei hin undwieder
mit den Artikeln tatsächlich ge
fochten worden – und anderem
auch von der zuständigen Regie
rungsrätin Evi Allemann.

Weitwichtiger sei aberdasAr
gument gewesen, dass der Kan
ton mit einem offiziellen Platz
erstens seinerVerantwortungden
Fahrenden gegenübernachkom
me. Und damit zweitens auch il
legalen Landnahmen vorbeuge.

Das Polizeigesetz dürfte die
Berner zwar «vereinzelt beein
flusst haben», stellt dasUrteil zu
sammenfassend fest.DieAbstim
mungsvorlage habe ihre Über
zeugungskraft grundsätzlich aber
auchohnedievierArtikel ausdem
Polizeigesetz behalten. Deshalb
sei «nicht anzunehmen, dass die
Stimmberechtigten objektivnicht
in der Lage waren, sich eine hin
reichende und sachbezogene
Meinung zu bilden».

Stephan Künzi

Die 3,3 Millionen
für die Fahrenden
können fliessen
Transitplatz Wileroltigen Das
Verwaltungsgericht hat
die Beschwerde der Jungen
SVP abgewiesen.
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Ernesto Bertarelli (55) hat die legendäre Segelregatta America’s Cup zwei Mal gewonnen. Multimilliardär
wurde er mit dem Verkauf des Biotechunternehmens Serono im Jahr 2006. Foto: Getty Images

oder BKW haben. Diese wollen
wir auch bei diesem Geschäft
einbringen.

Welche Fragen stehen bei
der Blausee-Untersuchung
imVordergrund?
Wir haben ein Konzept mit The-
men formuliert. Einerseits wol-
lenwir die Rolle der BLSNetzAG
anschauen. Andererseits geht es
primärum jenedesKantons.Wel-
che Rolle nahm oder nimmt er
wahr bei der Aufsicht im Abbau-
und Deponiewesen, dem angeb-
lich abgesagten Polizeieinsatz,
dem Grund- und Trinkwasser-
schutz im Bereich des Blausees,
der dortigen Tierhaltung, der
Sanierungdes Lötschberg-Schei-
teltunnels und schliesslich auch
bei derAufsicht überdie BLSNetz
AG, wo er Minderheitsaktionär
ist? Aus diesen Themenfeldern
resultieren gegen 80 Fragen, die
wir klären wollen. Es ist aber
momentannoch zu früh,diese im
Detail zu veröffentlichen.

Das tönt nach einer komplexen
Untersuchung.
Ja, das muss es auch sein. Wir
wollen uns im Nachhinein nicht
denVorwurf gefallen lassen, dass
wir gesagt hätten, wir könnten
die Sache stemmen und hätten
dann unsaubereArbeit gemacht.

Was hat die Kommission bisher
bereits unternommen?
Neben dem Grundkonzept ha-
ben wir bereits viele Unterlagen
undAkten eingefordert.Uns liegt
sehr viel Material vor, das wir
nun analysieren können. Die
eigentliche Startsitzung wird
aber erst im Januar stattfinden.

Wann soll die Untersuchung
abgeschlossen sein?
Spätestens Ende Legislatur.Aber
ich rechne ehermit Sommeroder
Herbst 2021.

Gehen Sie die Arbeiten
prioritär an?
Ja. Es ist eine Sonderkommis-
sion, die sofort loslegenwird.Wir
können aber auch selektiv vor-
gehen, da die Staatsanwaltschaft

ebenfalls ermittelt. So geht es
uns etwa nichts an, weshalb die
Forellen in der Blausee-Fisch-
zucht wirklich gestorben sind.
Das ist Sache der Strafuntersu-
chung.Wirwollen beispielsweise
wissen, ob das Bewilligungsver-
fahren der Lötschbergsanierung
beim Amt fürWasser und Abfall
korrekt abgelaufen ist,wann der
Kanton Wasserproben genom-
men hat oderwie der abgelager-
te Schotter analysiertworden ist.

Verhalten sich die
kantonale Verwaltung und
die BLS kooperativ?
Ihnen bleibt gar nichts anderes
übrig.

Gerade die BLS ist in letzter
Zeit aber damit aufgefallen,
nicht alle Dokumente
rausrücken zuwollen.
Sie sprechen den PWC-Bericht
zumSubventionsskandal an.Das
ist eine andere Geschichte. Aber
auch diesbezüglich ist für die
GPK klar:Wir haben den Bericht
eingefordert, und unser klares
Ziel ist es, dass wenigstens eine
ungeschwärzte Version beim
Kanton vorhanden ist – entwe-
der bei der Regierung, der Fi-
nanzkontrolle oder bei der GPK.

Betreffend Blausee oder
Lötschbergsanierung haben
Sie aber noch keine solche

Weigerungshaltung bei
der BLS gespürt?
Nein. Aberwir beginnen mit der
eigentlichen Arbeit auch erst.

Im Grossen Ratwar umstritten,
ob die GPK genügend
Kompetenzen hat, um an alle
Unterlagen zu kommen.
Wie sehen Sie das?
Wir haben genügend Möglich-
keiten.Die Regierung hat uns zu-
dem zugesichert, dasswirvon ihr
sämtliche Unterlagen erhalten
werden.Wir könnten diese auch
einfordern. Man darf aber nicht
vergessen, dass jeder das Recht
hat, seineAussage zuverweigern.
In solchen Fällen können auch
wir nichts machen.

Wäre eine parlamentarische
Untersuchungskommission
hier nicht imVorteil
gewesen, schliesslich hat
sieweitergehende
Informationsrechte?
Nein, das glaube ich nicht. Die
Unterschiede sind derart margi-
nal, dass diese kaum eine Rolle
spielen.

Mitwas für Kosten rechnen Sie?
Die letzte PUK kostete 530’000
Franken.Wir rechnen für unsere
Untersuchung mit deutlich we-
niger als der Hälfte.

Die eröffnete Untersuchung
betrifft die Blausee-Geschichte.
LetzteWoche reichte
der Bundwegen des
Subventionsskandals Anzeige
gegen die BLS ein.Wird auch
das ein Thema für die GPK?
Ja, natürlich.Wie gesagt: Die be-
reits laufendenUntersuchungen
bei der GPK werden nicht ab-
gebrochen oder zurückgestellt.
Unser Schwerpunkt auf die BLS
bleibt bestehen, gerade auch bei
der Subventionsgeschichte. Mit
jeder Neuigkeit, die zur BLS
rauskommt, wird unsere Unter-
suchung erweitert.

Blausee-Bericht soll im nächsten Jahr vorliegen
Interview zum Lötschbergschotter

Grosser Rat lehnt PUK ab

Zur illegalen Ablagerung von
Gleisschotter auf dem Gelände
des Steinbruchs Mitholz wird es
keine parlamentarische Untersu-
chungskommission (PUK) geben.
Der Grosse Rat hat am Dienstag
einen entsprechenden Vorstoss
der Grünen deutlich abgelehnt.
Der Tenor im Rat lautete, die
Geschäftsprüfungskommission
(GPK) habe im September
bekannt gegeben, sie starte
eine Untersuchung. Auch diese

Kommission habe weitreichende
Kompetenzen. Es reiche, wenn sie
untersuche. Die Einsetzung einer
PUK sei aufwendig. Die GPK
könne hingegen rasch vorwärts-
machen.

Im September hatten Recher-
chen dieser Zeitung gezeigt, dass
in der Fischzucht Blausee wieder-
holt Tausende von Fischen veren-
det sind. Die Blausee-Besitzer
vermuten, dass giftige Rückstände
aus demGleisschotter oder aus

Eisenbahnschwellen ins Wasser
der Fischzucht gelangten.

Der teils mit Giftstoffen belaste-
te Schotter und die Schwellen
stammen aus dem Lötschberg-
Scheiteltunnel, den die BLS seit
2018 saniert, und von weiteren
BLS-Baustellen. Das Material
wurde teilweise illegal auf dem
Gelände des Steinbruchs
deponiert, wie der Kanton Bern
festgehalten hat. Eine Straf-
untersuchung läuft. (mab/sda)

«Einerseits
wollenwir die
Rolle der BLS
anschauen.
Andererseits
geht es um jene
des Kantons.»
Fritz Ruchti
GPK-Vizepräsident

«Die Regierung
hat uns
zugesichert, dass
wir sämtliche
Unterlagen
erhalten
werden.»
Fritz Ruchti
GPK-Vizepräsident

26 der 300 Reichsten in der
Schweiz wohnen im Kanton
Bern. Sie besitzen zusammen
rund 50 Milliarden Franken.
Würdeman das Geld auf alle Ein-
wohnerinnen und Einwohner
des Kantons verteilen, bekäme
jeder einen stolzenWeihnachts-
batzen von fast 48’600 Franken.

Gemäss dem Rating desWirt-
schaftsmagazins «Bilanz», das
vergangeneWoche erschienen ist,
gibt es kaumVeränderungen bei
den reichsten Bernerinnen und
Bernern. Die Spitze führt nach
wie vor die Familie Bertarelli
an, gefolgt von Synthes-Gründer
HansjörgWyss undLuxus-Unter-
nehmer Laurence Graff.

Auffällig ist, dass gleich 10 der
27 Reichsten im Kanton keine
gebürtigen Bernerinnen und
Berner sind. Siewerden lediglich
dazugezählt, weil sie ein Chalet
in Gstaad besitzen. Das trifft
etwa auf Ernesto Bertarelli zu,
derweltweit in Life Sciences und
Biotechnologie investiert. Auch
Laurence Graff, der mit seiner
Firma Graff Diamonds ausge-

suchte Juwelen vertreibt, ist
eigentlich in England geboren,
hat die Schweiz aber zu seiner
Wahlheimat auserkoren.

DereinzigeNeue in derBerner
Liste taucht ebenfalls auf,weil er
sich einDomizil in Gstaad geleis-
tet hat: Byron Baciocchi hat mit
seinem Jugendfreund Max-Her-
vé George die Immobilienfirma
UltimaCapitalmit Sitz in Zug ge-
gründet. «Das Geschäft mit ex-
klusivenWohnimmobilien sowie
mit Luxushotels lief derart gut,
dass das Duo die Firma vor rund
einem Jahrandie Börse brachte»,
schreibt die «Bilanz».Das brach-
te den beiden zusammen einVer-
mögenvon schätzungsweise 400
bis 450 Millionen Franken ein.

HalbeMilliarde gespendet
Die Reichen konnten ihr Vermö-
gen ungefähr halten. Zu den
Verlieren gehört jedoch der
85-jährige Hansjörg Wyss, der
dank demVerkauf seinesMedizi-
naltechnik-Konzerns Synthes an
denUS-Multi Johnson& Johnson
zumMultimilliardär avancierte.

Das liegt jedoch nicht etwa dar-
an, dass er schlecht gewirtschaf-
tet hätte. Nein, der Mäzen hat
auch 2020 erneut sehr viel Geld
gespendet.Dadurch hat sich sein
geschätztes Vermögen um rund
eine halbeMilliarde Frankenver-
ringert. HansjörgWyss ist damit
auf Kurs: Er hat versprochen, bis
2028 eine ganzeMilliarde fürden
Umweltschutz zu spenden.

Ebenfalls Geld verloren haben
in diesem unternehmerisch
schwierigen Jahr die Familie
Hayek mit ihrer Swatch Group,
Walter Fust mit seinem Enga-
gement bei den angeschlagenen
Maschinenbau-Firmen Tornos
und Starrag sowie die Familie
Inäbnit, deren Lebenswerk die
Medizinaltechnik-GruppeHaag-
Streit ist.

Zulegen konnte dagegen Lau-
rence Graff. Sein Imperium für
Juwelen, Uhren und Kunst be-
scherte ihm gemäss «Bilanz»
einen Vermögenszuwachs von
rund 500 Millionen Franken.

Mirjam Comtesse

Die reichsten Berner sind
vor allem Gstaader
«Bilanz»-Rating Viele der Reichsten im Kanton sind keine «echten»
Berner, sondern internationale Unternehmer mit Chalet in Gstaad.

Laurence Graff (82) gehört zu den einflussreichsten
Juwelieren weltweit. Foto: Getty Images

Hansjörg Wyss (85) gründete den Medizinaltechnik-
Konzern Synthes. Foto: Franziska Scheidegger

Die reichsten Bernerinnen und Berner

Name Vermögen Geschäftsfeld
1 Familie Bertarelli 14 bis 15 Mrd. Beteiligungen, Pharma, Biotech
2 Hansjörg Wyss 6 bis 7 Mrd. Pharma- und Konsumgüter
3 Laurence Graff 4,5 bis 5 Mrd. Juwelen, Uhren, Kunst
4 Familie Hayek 3 bis 3,5 Mrd. Uhren
5 Erben Curt Engelhorn 3 bis 3,5 Mrd. Pharma, Beteiligungen
6 Erben Thyssen-Bornemisza 3 bis 3,5 Mrd. Mischkonzern, Kunst
7 Bernie Ecclestone 2,5 bis 3 Mrd. Autorennsport, Beteiligungen
8 Familie Mimran 2 bis 2,5 Mrd. Handel, Hotel, Kunst
9 Familie Michel 1,5 bis 2 Mrd. Medizintechnik, Kunst, Uhren

Naturidyll im Kandertal: der Blausee. In den letzten Jahren starben in
der benachbarten Fischzucht immer wieder Forellen. Foto: Susanne Keller


